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Die ausLuxemburg
abgeschobenen ehemaligen
Flüchtlingetreffeninihrer
alten Hei mat Montenegro

auf wirtschaftliche
Perspektivlosigkeit und
politischeInstabilität.

"Ammeistenberührt hat mich
die Verzweiflung und Hoffnungs-
losigkeit der Menschen." Die Be-
troffenheit ist Maggy Backes an-
zusehen, als sie ihre Eindrücke
aus dem Sandjak schildert.
Die Lehrerin gehörte zu der De-
legation der "Association de
soutien aux travailleurs i mmi-
grés" (Asti), die vor kurzemin
der Bergregion i m Norden Mon-
tenegros war, um sich ein Bild
von den Bedingungen zu ma-
chen, unter denen die seit No-
vember aus Luxemburg abge-
schobenen Flüchtlingsfamilien
leben müssen.
Montenegro galt bereits vor

demAuseinanderbrechenJugos-
lawiens als das Armenhaus des
Vielvölkerstaats. Dabei gibt es
ein deutliches soziales Gefälle
zwischen demNorden und dem
Süden. Der Sandjakist die struk-
turschwächste der rund 615.000
EinwohnerInnen zählenden Re-
publik. Um die minus 15 Grad
kalt kann es in den mehr als
1.500 Meter hochgelegenenDör-
fern werden, wohin ein großer
Teil der i m Großherzogtum ab-
gewiesenen AsylbewerberInnen
zurückkehren musste. Geheizt
werde mit Holz, berichtet Bac-
kes, doch das reiche oft nicht
aus. Undineinigen Dörferngebe
es nicht einmal fließendes Was-
ser und Toiletten.
Es herrschegroße Perspektiv-

losigkeit unter den Menschen
in demGrenzgebiet zu Serbien,
erklärt Asti−Präsident Serge
Kollwelter. Die wirtschaftliche
Lageist prekär: Die Arbeitslosig-
keit in Montenegroliegt offiziell
bei knapp 30 Prozent, doch in
Wirklichkeit ist jedeR Zweite
ohne Job. Da sei es fast aus-
sichtslos, eine Arbeit zu finden,
so Kollwelter.
Erst recht schwierigist es für

die RückkehrerInnen. Sie gelten
unter ihren Landsleuten als Ver-
liererInnen. Sie verließen das
Land während des Kosovo−Krie-
ges. Dafür hatten sie nach den
Worten Kollwelters ihren
Schleppern bis zu 20.000 Deut-
sche Mark bezahlt, damals das
offizielle Zahlungsmittel in Mon-

tenegro. Obwohl die Nato dieju-
goslawische Teilrepublik von
März bis Juni 1999 bombardier-
te, blieb diese von dembewaff-
neten Konflikt zwar weitgehend
verschont. Die Kriegsfolgen be-
kam Montenegro jedoch vor al-
lemauf andere Art und Weise zu
spüren: Zehntausende Flüchtlin-
geströmtenaus demKosovoins
Land, nachdemindenJahrenzu-
vor bereits 30.000 aus Kroatien
geflohene SerbInnen dort Zu-
flucht gefunden hatten. Da die
internationalen Organisationen
in Montenegro weniger präsent
waren als beispielsweise in Ma-
zedonien oder Albanien, betreu-
te die Regierung und die Ge-
meinden die Flüchtlinge. Und
während der Nato−Attacken auf
Serbien lebten serbische Oppo-
sitionelle wie der derzeitige Mi-
nisterpräsident Zoran Djindjicin
der montenegrinischen Haupt-
stadt Podgoricai mExil.

Zu wenigzumLeben
Wichtigster Devisenbringer

war bisher der Tourismus, doch
der konzentriert sich fast aus-
schließlich auf die Adriaküste.
Der Durchschnittslohn der Mon-
tenegrinerInnen beträgt etwa
120 bis 150 Euro− zumLebenzu
wenig, zumSterben zu viel: Die
Preise sind in den vergangenen
Monaten weiter geklettert, so
dass zum Beispiel laut Medien-
berichteneinLiter Milch mittler-
weile 50 Cent kostet. Die Start-
hilfe, die der luxemburgische
Staat den RückkehrerInnen gab,
reicht dabei hinten und vorne
nicht. Aus dem Großherzogtum
bekommen ExistenzgründerIn-
nensogenannte Mikrokredite.
Betreut werden die Rückkeh-

rerInnen unter anderemvomlu-
xemburgischen Roten Kreuz und
von der Caritas. Das Rote Kreuz
ist seit 1999 mit Nahrungshilfen
sowie mit Unterkünften für
FlüchtlingeinJugoslawien enga-
giert. Mittlerweile habe die Or-
ganisation 70 aus dem Sandjak
stammende Familien begleitet,
teilte Marc Crochet vom"Croix−
Rouge de la Jeunesse" bei einer
Pressekonferenz i mJanuar mit.
Und die Caritas eröffnetei mOk-
tober 2000 ein Büro in der Re-
gion, um den Menschen − bei-
spielsweise bei m Wiederaufbau
ihrer Häuser oder bei der Reno-
vierungvonSchulen− zuhelfen.
Die Luxemburger Regierung

habe bereits elf Millionen Euro
für Entwicklungsprojekte zur
Verfügung gestellt, wird der für
den harten Abschiebekurs ver-
antwortliche Justizminister Luc
Frieden nicht müde zu beton-
nen. Als exemplarischfür dielu-
xemburgische Spendierfreudig-
keit wird gerne eine Milchfabrik
angeführt. Das 5,7−Millionen−Eu-
ro−Projekt der Entwicklungshilfe-
gesellschaft "Lux−Development"
kann gerade einmal 30 Jobs
schaffen, als Anreiz für eine
Rückkehraus Luxemburgjedoch
zu wenig.
Zur desolaten Wirtschaftslage

kommt die politischeInstabilität
hinzu: Als die Menschen wäh-
rend des Kosovo−Konflikts 1999
ausihrer Hei matflohen, war die-

se noch ein Teil Jugoslawiens.
Seit dem5. Februar gibt es die
Bundesrepublik Jugoslawien
nicht mehr. AmAbendzuvor bil-
ligte das jugoslawische Parla-
ment die Verfassung für den
Staatenbund Serbien−Montene-
gro. Die Regierungen Serbiens
und Montenegros hattensichi m
März 2002 über den Staaten-
bundverständigt, undi mJanuar
diesen Jahres sti mmten die je-
weiligen Parlamente der beiden
Teilrepubliken zu. In Montene-
gro soll ein Referendumendgül-
tig über die Unabhängigkeit ent-
scheiden.

Nur Schmuggel blüht
Die abgeschobenen Flüchtlin-

ge"kehren" somit ineinenande-
renStaat "zurück", dessenpoliti-
sche und ökonomische Zukunft
weiterhin ungewiss ist. Außer-
demist das Land zurzeit ohne
gewählten Präsidenten. Am 9.
Februar scheiterten die Wahlen
zumzweiten Mal in Folge an zu
niedriger Wahlbeteiligung. Das
Amt übt bis zu den nächsten
Wahlen Parlamentspräsident
Filip Vujanovic aus. Zugleichist
er der Kandidat der regierenden
"Demokratischen Partei der So-
zialisten" (DPS)von Ministerprä-
sident und (Ex−Präsident) Milo
Djukanovic, der i m Oktober die
Parlamentswahlen gewonnen
hatte.
Der ehemalige Milosevic−Ge-

folgsmannDjukanovic hattesich
während des Kosovo−Krieges als
aufrechter Demokrat in Szene
gesetzt und sich wegen seiner
unerbittlichen Abrechnung mit
alten kommunistischen Funktio-
nären den Beinamen "Rasier-
messer" erworben. Doch der
grassierenden Korruption i m
Staatsapparat konnte auch er
nicht Einhalt gebieten. Außer-
dem geriet Djukanovic i m ver-
gangenen Jahr durch Vorwürfe
unter Druck, er habe sich von
der Mitte der 1990er Jahre bis
2000 i mgroßen Stil amZigaret-
tenschmuggel der italienischen
Mafia beteiligt. Das illegale Ge-
schäft mit denZigarettenist eine
der wenigen Branchen, die i m
Land der "Schwarzen Berge"
(Montenegro)florieren.
Darüber hinaus gehören die

HeimkehrerInnen in dem ser-
bisch−orthodox geprägten Land
der musli mischen Minderheit an
und sind daher vor Ressenti-
ments und Diskri minierungen
nicht gefeit. Ganz zu schweigen
vondemSchockerlebnisfürihre
Kinder, die in Luxemburg zur
Schule gingen. Auf einem Foto
der Asti−Delegation ist ein klei-
nerJungezusehen, derineinem
Buchliest. Auf demTitel des Bu-
ches steht "Wir entdecken die
Burg Bourscheid". Hei mweh
nachLuxemburg?

StefanKunzmann

Geflügelpest in den Niederlanden
Nach dem Ausbruch der gefürchteten Gefl ügelseuche
i n den Niederlanden, i n deren Folge mehrere Gefl ügel-
farmen gesperrt und ei n generelles Ausfuhrverbot
für niederländisches Gefl ügel erlassen wurde, haben
die l uxemburgischen Grünen i hre alte Forderung nach
ei ner Neuausrichtung der europäischen Agrarpolitik
wiederholt. I n ei ner Pressemitteil ung fordert die
Partei, europäische Agrarsubventionen dürften "nicht
länger zur Förderung von i ndustrieller Massentier-
haltung" ei ngesetzt werden, sondern müssten an
"strenge Auflagen" gebunden sei n. Für Déi Gréng ge-
hören der Verbraucher−, Tier− und Umweltschutz i ns
Zentrum der zukünfti gen EU−Agrarpolitik, für die sich
auch Landwirtschaftsminister Fernand Boden stark
machen solle.
Die Gefl ügel pest brach zuerst i n Barnevel i n Gel der-
land aus und gilt als hoch ansteckend. Ei ne Epidemie
kann i n kurzer Zeit über 90 Prozent ei nes Bestandes
ausrotten. Die Virus−Krankheit wird durch direkten
Kontakt der Tiere unterei nander und durch Übertra-
gungen über Menschen, Wil dvögel n oder Gegenstän-
den (ei nschließlich Transportmittel n) verbreitet. Für
Menschen gilt die klassische Gefl ügelseuche als un-
gefährlich.

Futterfür Elefantenbabies
Jugendorganisati onen erhalten vom zuständi gen Fa-
milien− und Jugendministeri um Zuschüsse, die i hre
Aktivitäten unterstützen sollen. Ei n klei ner Teil dieses
Etats ist für die Jugendorganisati onen von politischen
Parteien vorgesehen. Die Rede ist von ei nem jährli-
chen Betrag von knapp unter 25.000 Euro. Davon
schei nen jedoch i n erster Li nie die Jungelefanten
der drei großen Altparteien, als CSJ, JSL und JDL, zu
profitieren.
Es schei nt deshal b nicht verwunderlich, dass gerade
ei n Abgeordneter ei ner jüngeren Oppositi onspartei
Fragen über die Kriterien der Zuschussvergabe auf-
wirft. I n ei ner parlamentarischen Frage an die zustän-
di ge Ministeri n Marie−Josée Jacobs wird Aufschl uss
über die Nutznießer der staatlichen Gießkanne erbe-
ten. Darüber hi naus wird gefragt, nach welchen Krite-
rien die Zuschüsse vergeben werden: I st zum Beispiel
die I ntensität der Aktivitäten, die die jeweili gen Ju-
gendorganisati onen an den Tag legen, ausschlagge-
bend oder etwa die Zahl der Mitglieder? Und werden
vorgelegte Etats und Fi nanzberichte der Nutznießer
berücksichti gt? Fragen eines lesenden Budget−Wüh-
lers, würde Brecht sagen .

Egalité: un Conseil d'Etat amnésique
Fi n février, le Conseil d' Etat vient d' émettre son avis
complémentaire l onguement attendu sur l'i nscri pti on
de l' égalité des femmes et des hommes dans la Con-
stituti on. Pour rappel: en 1999 la commissi on parle-
mentaire desi nstitutionsl ui avait déjà envoyé un texte
modifiant le fameux article 11 sur les droits fonda-
mentaux, espérant pouvoir boucler ce dossier avant
l' échéance électorale. Mais le Conseil d' Etat avait re-
fusé ce texte dans son avis, esti mant que "si le texte
découle certai nement d' une préoccupati on l ouable, il
ne faut pas confondre droit fondamental garanti par la
Constituti on et programme politi que". Il suggérait
même de "suppri mer purement et si mplement la dis-
positi on sous examen". En 2000 cependant, la com-
mission récidivait en proposant un nouveau texte à
pei ne changé: "L' Etat peut adopter des mesures spéci-
fi ques en vue d' assurer l' égalité de fait dans l' exercice
des droits et devoirs." Cette fois−ci, la haute corpora-
tion a pris trois ans ... pour reconnaître des évol u-
tions en matière de jurisprudence et de législati on eu-
ropéenne. Maintenant, le texte de la commissi on ne
l ui semble pas assez "engageant". Et de refaire une
propositi on de texte qui diffère à peine de celle de
1999. Rendez−vous donc pour un nouveau set?
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Rückkehr insLand
des"Rasiermessers"


